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An den Herrn 
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Betr.: Entwicklung der Lohn- und Einkommensteuer- 

aufkommen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Ott r Dr. Pohle r Dr. 

Schmidt (Wuppertal), Krammig und der Fraktion CDU/ 
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- Drucksache VI/ 1908 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung die in der Öffentlichkeit insbesondere 
vom DGB wiederholt aufgestellte Behauptung für richtig, daß 
die Arbeitnehmer steuerlich stärker belastet werden, als die 
Einkommensteuerzahler, weil das Lohnsteueraufkommen schnel- 
ler wächst als das Einkommensteueraufkommen? 

Die Lohnsteuer ist die besondere Erhebungsform der Einkom- 
mensteuer für die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. Da- 
her ergibt sich für Lohnsteuerpflichtige und Einkommensteuer- 
pflichtige aus dem Einkommensteuertarif dieselbe steuerliche 
Belastung. 


2. Welche Faktoren sind nach Auffassung der Bundesregierung für 
die expansive Entwicklung des Lohnsteueraufkommens und die 
regressive Entwicklung des Einkommensteueraufkommens in 
1970 und voraussichtlich in 1971 bestimmend? 

Die expansive Entwicklung der Einnahmen aus der Lohnsteuer 
im Jahr 1970 und voraussichtlich auch in 1971 hat folgende 
Gründe: 

— die stetig steigende Zahl von abhängig Beschäftigten. Bei- 
spielsweise waren 1970 in der Bundesrepublik Deutschland 
im Durchschnitt rd. 440 000 ausländische Arbeitnehmer mehr 
als 1969 beschäftigt; 

— die günstige Entwicklung der Tarif- und Effektivverdienste. 
Dies führte zu einer Verstärkung vor allem der sogenannten 
indirekten, aber auch der direkten Progression. Von der 
indirekten Progression sind die Lohnsteuerpflichtigen be- 
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troffen, deren Jahreslohn die Freibeträge des Einkommen- 
steuergesetzes übersteigt und in die Tarifzone hineinwächst, 
in der auf den zu versteuernden Betrag einheitlich 19 v. H. 
Lohnsteuer erhoben wird. 

Durch den bei steigendem Lohn innerhalb dieser sogenann- 
ten Proportionalzone relativ abnehmenden Anteil der Frei- 
beträge ergibt sich eine steigende durchschnittliche Steuer- 
belastung, die indirekte Progression. Da über zwei Drittel 
der Lohnsteuerpflichtigen und rd. drei Fünftel der verein- 
nahmten Lohnsteuer der Proportionalzone zuzuordnen sind, 
wirkt sich die indirekte Progression in den Zuwachsraten der 
Lohnsteuer entsprechend aus. 

Der Rückgang der Einnahmen aus der veranlagten Einkommen- 
steuer im Jahre 1970 war vor allem begründet durch 

— den Rückstand der Veranlagungsarbeiten. Es wird erwartet, 
daß ein Teil der Mindereinnahmen 1971 ausgeglichen wird, 
was sich auch in der Schätzung niedergeschlagen hat; 

— die Kostenerhöhungen bei einem Teil der Einkommensteuer- 
pflichtigen, was zur Stellung von Anträgen auf Herabsetzung 
der Vorauszahlungen führte; 

— die teilweise rückwirkende Sonderanpassung der Voraus- 
zahlungen, im Jahr 1969 mit dem Ergebnis, daß 1970 ge- 
ringere Abschlußdaten als erwartet zu verzeichnen waren. 

Zur voraussichtlichen Entwicklung der veranlagten Einkom- 
mensteuer für das Jahr 1971 ist festzustellen, daß die Bundes- 
regierung auf der Basis der Zielprojektion keinen Rückgang 
der Einnahmen, sondern eine Zunahme erwartet. Diese Erwar- 
tung wird gestützt durch die bisher vorliegenden Einnahme- 
ergebnisse für die Monate Januar und Februar 1971, wo die 
Zuwachsraten gegenüber den entsprechenden Vorjahrsmonaten 
+ 28,9 v. H. bzw. +34,5 v. H. betragen haben. 


3. Trifft es zu, daß bei der Veranlagung von Lohnsteuerpflichtigen 
die Erstattung von einbehaltener Lohnsteuer als Minderung der 
Einkommensteuer ausgewiesen wird? 

Es trifft zu, daß bei Veranlagungen von Lohnsteuerpflichtigen, 
die zu Erstattungen führen, diese Rückzahlungen aus der Ein- 
kommensteuer erfolgen. Dadurch wird die Statistik über die 
Einnahmen aus der veranlagten Einkommensteuer und aus der 
Lohnsteuer in ihrem Aussagewert eingeschränkt. Dieses Pro- 
blem ist der Bundesregierung bekannt. Um im Rahmen der den 
Finanzämtern angesichts der angespannten Personalsituation 
zumutbaren Mehrbelastung Abhilfe zu schaffen, haben sich die 
obersten Finanzbehörden der Länder bereiterklärt, ab April 
1971 nachrichtlich dem Bundesministerium der Finanzen monat- 
lich die Beträge mitzuteilen, die an veranlagte Lohnsteuerpflich- 
tige aus den Einnahmen der veranlagten Einkommensteuer zu 
erstatten sind. 
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4. Welche Ist-Zahlen und bereinigte Zahlen ergeben sich für die 
Jahre 1957, 1965 und 1970, wenn man die Lohnsteuererstattun- 
gen als Lohnsteuerminderungen berücksichtigt? Wie ist das 
zahlenmäßige Verhältnis zwischen Lohnsteuerpflichtigen und 
Einkommensteuerpflichtigen in diesen Jahren? Wie hoch ist der 
durchschnittliche Zuwachs des Arbeitslohns und der Unter- 
nehmergewinne in den letzten 10 Jahren? 


Die kassenmäßigen Einnahmen (in Mill. DM) betrugen bei der 

1957 1965 1970 

(+ v. H. gg. 1957) ( + v. H. gg. 1965) 

veranlagte 

Einkommensteuer 5879 14 798 (+151,7) 16 001 (+ 8,1) 
Lohnsteuer 5289 16 738 ( + 216,5) 35 086 ( + 109,6). 

Statistische Daten über die Lohnsteuererstattungen aus der ver- 
anlagten Einkommensteuer sind, wie in der Antwort zur Frage 3 
bereits dargelegt, bisher nicht verfügbar. 

Die Einnahmen aus der veranlagten Einkommensteuer werden 
aufkommensmindernd beeinflußt, weil eine immer größer wer- 
dende Zahl von Lohnsteuerpflichtigen zur Einkommensteuer 
veranlagt wird, wobei sich die auf die Einkommensteuerschuld 
anzurechnende Lohnsteuer überdurchschnittlich erhöht. Die Zahl 
der zu veranlagenden Lohnsteuerpflichtigen betrug für die 
Jahre 

1957 (lt. Einkommensteuerstatistik) rd. 896 000, wobei 969 Mill. 
DM Lohnsteuer auf die Einkommensteuerschuld anzu- 
rechnen waren, 

1965 (lt. Einkommensteuerstatistik) rd. 2 464 000, wobei 
4 666 Mill. DM Lohnsteuer auf die Einkommensteuer- 
schuld anzurechnen waren und 

1970 (Schätzung) rd. 3 500 000, wobei rd. 9 500 Mill. DM Lohn- 
steuer auf die Einkommensteuer anzurechnen waren. 


Das zahlenmäßige Verhältnis von Lohnsteuerpflichtigen und 
Einkommensteuerpflichtigen lautet wie folgt: 



LSt-Pflichtige 
(in Mill.) 

ESt-Pflichtige 
(in Mill.) 

Relation 

(LSt-Pfl. zu ESt-Pfl.) 

1957 

22,0 

3,0 

88 

12 

1965 

24,4 

4,0 

86 

14 

1970 

25,0 

4,8 

84 

16 


Die Zunahme der Einkommensteuerpflichtigen ist in erster Linie 
begründet durch die bereits genannte Erhöhung der zu veran- 
lagenden Lohnsteuerpflichtigen. 

Der durchschnittliche jährliche Zuwachs der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme belief sich in den letzten zehn Jahren auf +9,4 
v. H. Die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen veränderten sich während desselben Zeitraumes pro 
Jahr um durchschnittlich +6,2 v. H. 
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Vom Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen und seinen Veränderungsraten kann nicht auf die Ent- 
wicklung der Unternehmergewinne oder auf die Entwicklung 
der Einkommensteuer geschlossen werden. Dies liegt daran, daß 
zum einen steuerrechtliche Unternehmergewinne und die Ein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen als Rest- 
größe der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung stark diffe- 
rieren können und zum anderen die Unternehmergewinne - 
selbst wenn man sie in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung getrennt feststellen könnte - auf die Einkommensteuer 
und auf die Körperschaftsteuerpflichtigen aufzuteilen wären. 

Möller 
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